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Berlin (dpa) ● Deutschland 
kommt beim Abbau seines 
Schuldenstands voran und 
wird 2019 nahe der erlaubten 
europäischen Obergrenze lie-
gen. Nach Berechnungen des 
Bundesfi nanzministeriums 
wird die Schuldenstandsquote 
dann auf voraussichtlich rund 
61,5 Prozent der Wirtschafts-
leistung sinken – nach erwar-
teten 71,5 Prozent in diesem 
Jahr. Laut Stabilitäts- und 
Wachstumspakt sind maxi-
mal 60 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts erlaubt.

Schuldenstand sinkt 
2019 auf 61,5 Prozent

Paris (AFP) ● Ein neuer islamis-
tischer Anschlag ist off enbar 
in Frankreich vereitelt wor-
den: Drei junge Männer sollen 
einen Angriff  auf eine Militär-
anlage und die Enthauptung 
eines Offi  ziers geplant haben. 
Die Verdächtigen im Alter von 
17, 19 und 23 Jahren wur-
den am Donnerstag weiter 
vom Inlandsgeheimdienst 
DGSI verhört, sie bekannten 
sich Ermittlern zufolge zur 
Dschihadisten-Miliz Islami-
scher Staat (IS). Ein festge-
nommener 16-Jähriger wurde 
freigelassen.

Terror-Anschlag in 
Frankreich vereitelt

Chattanooga (dpa) ● Bei den 
Schüssen auf Militäreinrich-
tungen in Chattanooga im US-
Bundesstaat Tennessee soll es 
laut einer Lokalzeitung meh-
rere Tote gegeben haben. Die 
„Times Free Press“ schrieb im 
Internet, vier Militärs seien 
tot. Auch der Schütze soll tot 
sein. Zuvor hatte die Polizei 
am Donnerstag bereits getwit-
tert, dass die akute Gefahren-
lage in der Stadt vorbei sei. 
Der Sender CNN und andere 
Medien hatten von Schüssen 
auf zwei Militäreinrichtun-
gen gesprochen, darunter ein 
Rekrutierungsbüro.

Fünf Tote bei Attacke
auf US-Militärobjekte

Belfast (dpa) ● Nach einer Para-
de des Oranierordens in Bel-
fast gibt es in der nordirischen 
Hauptstadt weiterhin Aus-
schreitungen. In der Nacht 
zum Donnerstag warfen 
pro-britische Randalierer Stei-
ne, Golfb älle, Flaschen und 
Benzinbomben auf Polizisten, 
wie ein Beamter in Belfast 
berichtete. Sie hätten Müll auf 
der Straße angezündet sowie 
Ampeln, Gehwege und den 
Eingang eines Seniorenheims 
beschädigt. Es war bereits die 
dritte Nacht in Folge, in der es 
in Belfast zu solchen Unruhen 
gekommen war.

Unruhen in Belfast 
nach Oraniermarsch

Al-Rakka (dpa) ● Die IS-Terror-
miliz hat in Syrien während 
des Fastenmonats Ramadan 
insgesamt 94 Menschen 
gekreuzigt und ausgepeitscht, 
weil sie tagsüber etwas geges-
sen hätten. Die Opfer seien 
dafür an zentralen Straßen 
und Plätzen in Eisenkäfi ge 
gesperrt worden, erklärte die 
Syrische Beobachtungsstelle 
für Menschenrechte am Don-
nerstag. Unter den Bestraf-
ten in den vergangenen vier 
Wochen waren demnach auch 
fünf Minderjährige.

IS-Miliz kreuzigt 
94 Fastenbrecher

Für die heutige Abstim-
mung über ein drittes 
Griechenland-Hilfspaket 
wird der Bundestag 
extra aus dem Urlaub 
geholt. Die Mehrheit für 
Verhandlungen scheint 
sicher, doch auch von 
sachsen-anhaltischen 
Abgeordneten von CDU, 
Linken und Grünen wird 
es Gegenstimmen geben.

Von Steff en Honig
Berlin/Magdeburg ● Für den 
CDU-Abgeordneten  Kees de 
Vries (Anhalt)  ist es keine Fra-
ge: „Die Griechen haben sich 
verpfl ichtet die gewünschten 
Reformen durchzuführen, 
das war für mich die Bedin-
gung weiter zu unterstützen 
und deshalb werde ich mit 
,Ja‘ stimmen.“ Die Alterna-
tive würde  nur  den kleinen 
Mann treff en.  Auch für Jörg 
Hellmuth (Altmark) ist es kei-
ne Frage: Nachdem das grie-
chische Parlament die Aufl a-
gen gebilligt hat, stimmt er 
für Verhandlungen. Ebenso 
sieht es CDU-Kollegin Heike 
Brehmer (Harzkreis), die aber 
krankheitsbedingt nicht ab-
stimmen kann.

Andere Unionsabgeordnete 
sind zurückhaltender. Man-
fred Behrens (Börde/Jerichow-
er Land) erklärt, dass er die 
„Fraktionssitzung der CDU/
CSU und weitere Gespräche 
für meine fi nale Meinungs-
bildung abwarten möchte“. 
Tino Sorge (Magdeburg) hin-
gegen erklärt klipp und klar: 
„Ich werde mit Nein stim-
men, weil es um ungedeckte 
Schecks für die Zukunft geht.“

Die SPD will geschlossen 
zustimmen. Marina Kermer 
(Altmark) erklärt: „Der ge-
fundene Kompromiss ist eine 
gute Lösung. Die SPD-Frak-
tion und ich können so dem 
Hilfspaket zustimmen.“ Burk-
hard Lischka (Magdeburg) be-

gründet seine Entscheidung 
so:  „Ich sage ja zu einer groß-
artigen europäischen Idee, die 
nicht zerbrechen darf und von 
der Deutschland wie kein an-
deres Land in der Vergangen-
heit profi tiert hat.“ Karamba 
Diaby (Halle) positioniert 
sich  ähnlich: „Solidarität ist 
eine Chance! Europa hat die 
Chance, Größe zu zeigen und 
der Welt deutlich zu machen, 
dass Solidarität letztendlich 
allen hilft.“ 

Waltraud Wolff  (Börde/Jeri-
chower Land) knüpft ihre Zu-
stimmung zu Verhandlungen  
allerdings an eine persönliche 
Erklärung. Darin fordert die 
SPD-Abgeordnete die Bundes-
regierung auf, „alles zu un-
ternehmen, um gegenseitige 
Verletzungen aufzuarbeiten 
und die Spaltungstendenzen 
in Europa zu bekämpfen“.

Die einzige Abgeordnete 
der Grünen im Bundestag aus 
Sachsen-Anhalt, Steffi   Lem-

ke (Dessau-Wittenberg), ist 
gegen die getroff enen Abma-
chungen: „Dem von der Bun-
desregierung ausgehandelten 
Paket kann ich nicht zustim-
men, weil es keine Lösung für 
Griechenland bringt. Ohne 
Schuldenschnitt und ohne 
Investitionsprogramm wird 
das Problem vertagt und da-
bei noch vergrößert. Dafür be-
zahlen die Menschen in Grie-
chenland und in Deutschland 
die Rechnung.“

Linken-Parlamentarierin 
Katrin Kunert (Altmark) 
stimmt gegen Verhandlungen 
zum dritten Rettungspaket: 
„Ich habe bei den beiden ers-
ten ,Rettungspaketenʻ auch 
schon dagegen gestimmt, weil 
ich den Weg der sogenannten 
Reformen für falsch halte. Die 
beiden ersten Rettungspake-
te haben ja auch nicht zum 
erwarteten Ziel geführt und 
die 300 Millarden Euro sind 
futsch.“

Spannung vor Griechenland-Votum
Einige Parlamentarier aus Sachsen-Anhalt entscheiden sich erst in letzter Minute

Aktivisten des globalisierungskritischen Netzwerks Attac demonstrieren am Donnerstag mit Masken des ehemaligen Finanzministers 
von Griechenland, Giannis Varoufakis, und Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble vor der EZB-Zentrale in Frankfurt.   Foto: dpa

Brüssel/Berlin (dpa) ● Die euro-
päischen Partner haben Grie-
chenland in letzter Minute vor 
der Staatspleite gerettet. Sie 
verständigten sich im Kreis 
von 28 Staaten auf eine Nothil-
fe für die kommenden Wochen 
mit einem Umfang von sieben 
Milliarden Euro.

Die Euro-Finanzminister 
stimmten am Donnerstag zu-
dem einem neuen Griechen-
land-Hilfsprogramm mit ei-
ner Laufzeit von drei Jahren 
im Grundsatz zu. Dieser Plan 
muss noch in den kommenden 
Wochen verhandelt werden. 
Nationale Parlamente wie der 
Deutsche Bundestag müssen 
noch grünes Licht geben. Am 
heutigen Freitag ist in Berlin 
eine Sondersitzung angesetzt, 
bei der die Abgeordneten über 
die Aufnahme der Verhand-
lungen abstimmen sollen.

Eine Sprecherin der EU-
Kommission teilte mit, die 
europäischen Finanzminister 
hätten sich auf den Vorschlag 
verständigt, für den Überbrü-
ckungskredit von sieben Milli-
arden Euro den EU-Rettungs-
topf EFSM zu nutzen. Diese 
Nothilfe solle bis Mitte August 
laufen. Die Zeit drängt, denn 
Griechenland muss schon am 
Montag an die Europäische 
Zentralbank (EZB) 3,5 Milliar-
den Euro zurückzahlen, die es 
nicht hat. Ein Ausbleiben der 
Rate hätte die Zahlungsunfä-
higkeit Athens bedeutet.

Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble sagte, 
bei dieser Nothilfe würden 

Nicht-Euroländer von Risiken 
freigestellt. Dazu würden Ge-
winne aus den Anleihekäu-
fen der EZB als Absicherung 
genutzt. Der vor fünf Jahren 
ins Leben gerufene EFSM ist 
eine Einrichtung aller 28 EU-
Staaten, deshalb mussten alle 
zustimmen. Großbritannien 
und Tschechien, beide ohne 
Euro, hatten sich gegen eine 
solche Lösung gestellt.

Die 19 Euro-Finanzmi-
nister beschlossen, das neue 
Griechenland-Hilfsprogramm 
werde vom vor zwei Jahren 
gegründeten Eurorettungs-
schirm ESM kommen. Ein Be-

trag wurde nicht mitgeteilt. 
Bisher war von bis zu 86 Mil-
liarden Euro die Rede gewesen. 

Die Eurogruppe begrüßte 
die Zustimmung des griechi-
schen Parlaments zu ersten 
Spar- und Reformschritten aus 
der Nacht zum Donnerstag. 
Der förmliche Start für den 
Beginn der Verhandlungen 
zwischen den Geldgebern und 
Griechenland werde für Ende 
der Woche erwartet.

Nach früheren Angaben 
von Eurogruppenchef Jero-
en Dijsselbloem werden die 
Verhandlungen für das neue 
Hilfspaket rund vier Wochen 

in Anspruch nehmen. Im Boot 
soll auch der Internationale 
Währungsfonds (IWF) sitzen.

Die Aussicht auf eine po-
litische Einigung für das 
ESM-Programm genügten der 
Europäischen Zentralbank 
(EZB), um den klammen grie-
chischen Banken eine leich-
te Ausweitung der Nothilfen 
zu gewähren. Die sogenann-
ten Ela-Hilfen werden um 
900 Millionen Euro für eine 
Woche erhöht, wie EZB-Chef 
Mario Draghi sagte. Zuletzt 
lagen sie bei rund 90 Milliar-
den Euro. Die griechischen 
Banken könnten schon am 
kommenden Montag wieder 
öff nen, wie das griechische 
Staatsradio mit Berufung auf 
Bankenkreise berichtete.

Am frühen Donnerstag-
morgen hatte das griechische 
Parlament ein erstes Spar- und 
Reformpaket verabschiedet. 
Ministerpräsident Alexis 
Tsipras geriet durch die Ab-
stimmung in eine schwieri-
ge Situation, denn er verlor 
die Regierungsmehrheit und 
konnte die Reformschritte nur 
mit Stimmen der Opposition 
durchbringen.

229 Abgeordnete im Parla-
ment in Athen mit insgesamt 
300 Sitzen stimmten für die 
Maßnahmen, 64 Parlamenta-
rier votierten dagegen, sechs 
enthielten sich. 32 Abgeord-
nete der Linkspartei Syriza 
lehnten sie ab. Tsipras hatte 
vorher damit gedroht, sollte 
dies geschehen, werde er zu-
rücktreten.   Meinung

Europäer retten Athen vor der Pleite

Brüssel (sh) ●

Die Resoluti-
on des Europa-
parlaments zur
Freilassung des
syrischen Men-
schenrechtlers
Mazen Darwish

vom Juni hat dessen Situation
erleichtert. Darüber informier-
te Darwishs Ehefrau Yara Bader
kürzlich in Brüssel: „Nach 50
Tagen ohne jegliches Lebens-
zeichen besteht nun wieder
Kontakt zu Mazen ins Gefäng-
nis“. Bader, die vom Wittenber-
ger SPD-Europaabgeordneten
Arne Lietz eingeladen worden
war, unterstrich, dass durch
Kooperation von Politik und zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren
Druck auf das Regime ausgeübt
werden könne.

Der Journalist Mazen Dar-
wish ist seit Februar 2012 in
syrischer Haft. Er wurde im
April 2015 mit dem Preis der
Lutherstädte „Das unerschro-
ckene Wort“ ausgezeichnet.
EU-Parlamentarier Lietz ver-
wies darauf, dass der Fall Ma-
zen Darwish exemplarisch für
weitere verfolgte Journalisten
in Syrien stehe. Er habe Dar-
wish daher für den Sacharow-
Preis des EU-Parlaments ins
Gespräch gebracht.

Verfolgter Syrer 
im Gespräch für
Sacharow-Preis

Yara Bader

Katrin Kunert 
(Linkspartei)

EU-Rettungspaket über bis zu 86 Milliarden Euro hängt von Reformen ab
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Der Präsi-
dent des 
Zentrums 
für Europä-
ische Wirt-
schafts-
forschung, 
Clemens 
Fuest, hat 

eine Anhebung des Solida-
ritätszuschlags gefordert, 
um die Griechenland-
Rettung zu fi nanzieren. 
„Ehrlichkeit gegenüber 
den Wählern und Steuer-
zahlern und das Gebot der 
Generationengerechtigkeit 
erfordern es, zur Finanzie-
rung des Griechenland-
Programms die Steuern in 
Deutschland zu erhöhen 
oder Ausgabenkürzungen 
zu verabschieden“, schrieb 
er in der FAZ

Anders als bei bisherigen 
Rettungsprogrammen 
gehe es nicht um Kredite, 
sondern um Transfers – 
„also um Geld, das nicht 
zurückkommt“, so der 
Mannheimer Ökonom. 
Wenn man von 84 Milli-
arden Euro Hilfe ausgehe 
und annehme, dass etwa 
ein Viertel auf Deutschland 
entfalle, bedeute das eine 
Belastung von 22 Milliar-
den Euro über drei Jahre. 
„Das könnte beispielsweise 
durch die Erhöhung des 
Solidaritätszuschlags von 
5,5 auf 8 Prozent für drei 
Jahre fi nanziert werden.“

Ökonom fordert 
Sondersteuer

Clemens 
Fuest

Sondersteu

Clemens

Hannover (dpa) ● Gegen die
Stimmen der CDU hat sich der 
Landtag in Hannover für eine 
Ausweitung des Kommunal-
wahlrechtes auf alle im Land 
lebenden Ausländer ausge-
sprochen. Nach dem Willen 
von SPD, Grünen und FDP 
sollen die rund 175 000 derzeit 
im Land lebenden Ausländer 
aus sogenannten Drittstaaten 
künftig bei den Wahlen von 
Bürgermeistern, Kreistagen 
und Landräten mitbestimmen. 
Nur die CDU stimmte am Don-
nerstag gegen einen Antrag 
der Landesregierung, der zum 
Ziel hat, sich im Bundesrat mit 
anderen Bundesländern für 
die notwendige Änderung des 
Grundgesetzes einzusetzen.

Teilhabe sei die beste Inte-
gration, sagte Niedersachsens 
Sozialministerin Cornelia 
Rundt (SPD) im Plenum. Bisher 
sind in Deutschland bei Kom-
munalwahlen nur deutsche 
Staatsbürger und hier lebende 
Angehörige anderer EU-Staa-
ten aktiv wie passiv wahlbe-
rechtigt. 

Ausländer sollen 
wählen dürfen

Budapest (dpa) ● Budapest will
die bisher als Ordnungswid-
rigkeit geltende illegale Ein-
wanderung zur Straftat erklä-
ren. Das kündigte Janos Lazar, 
Kanzleichef des rechtsnatio-
nalen Ministerpräsidenten 
Viktor Orban, am Donnerstag 
an. Der Entwurf zur Änderung 
des Strafgesetzbuchs solle im 
Herbst dem Parlament vorge-
legt werden.

Bis zum 30. November will
Ungarn den umstrittenen Zaun 
an der ungarisch-serbischen 
Grenze fertigstellen. Das 175 Ki-
lometer lange, vier Meter hohe 
Bauwerk soll verhindern, dass 
Einwanderer über die grüne 
Grenze nach Ungarn kommen. 
Allein in diesem Jahr kamen 
mehr als 80 000, die meisten 
davon über Serbien. Der über-
wiegende Teil will aber nicht 
in Ungarn, sondern in Westeu-
ropa einen Asylantrag stellen.

Ungarn betrachte Serbien,
Mazedonien und Griecheland 
als sichere Drittstaaten. In die-
se Länder wolle Budapest alle 
Flüchtlinge abschieben.

Illegale sollen 
Straft äter sein 
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